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Beklagte und devieionsbeklagte°

Der 11„ oenat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 14° März 1968 durch

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n

— Vorsitzender —‚
Bundesrichterin Dro 5 c h w avr z und

Bundesrichter Dr° B u s 89
Bündessozialrichter '>5 @h l e g e l und
Bundessozialrichter

‚
H o e s c h

für ne0ht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 15ß be—

zember 1964 aufgehoben„ Die öädhe wird zu neuer
Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen°
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Der Kläger, geboren 1901, erhält

von der Beklagten seit 16° beptember 1961 mente wegen
ßrwerbsunfähigkeit (Bescheid vom 12( Juli 1962)„ er
begehrte mit der Klage eine ßrhöhung der hente durch

Anrechnung der Zeit vom 10 Oktober 1945 bis zum
16„ März 1947 als £rsatzzeit und machte unter Vorlage

von Bescheinigungen des Arbeitsamtes (Arbh) Stuttgart

vom 10° August 1946 und vom 8" august 1962 sowie eines

ärztlichen Zeugnisses vom 11° Juli 1946 geltend9 er

sei während der streitigen Zeit im Anschluß an die

Kriegsgefangenschaft krank und unverschuldet arbeite—

los gewesen„ Das öozialgericht (SG) Stuttgart wies
die Klage durch Urteil vom 20„ Dezember 1963 ab, weil

der Kläger nach seiner Entlassung aus der Kriegsge—

fangenschaft Ende Juli 1945 von etwa 10 August bis

etwa 300 öeptember 1945 als Brovisionsgeschäftsstelleu-

leiter für die "uinterthur"—Versicherung tätig gewesen
sei; die nachfolgende Arbeitslosigkeit und Krank—

heitszcit habe sich deshalb nicht, wie dies @ 28

Abs„ 1 Nro 1 des Angestelltenversicherungsgesetzes

(AVG) verlange, unmittelbar an die Kriegsgefangen—
schaft angeschlosseno Auch die Voraussetzungen für

die Anrechnung der streitigen Zeit als Ausfallzeit

nach @ 36 (Abs„ 1 Nr„ 3 und Abs„ 3) AVG seien nicht

gegebeno Die Berufung des Klägers wies das Landes—

sozialgericht (L5G) Baden—Württemberg zurück (Urteil

vom 15° Dezember 1964)° As bejahte zwar die Arbeits—
losigkeit des Klägers für die Zeit — wie es in dem
Urteil heißt— "vom 10 Ukt0ber 1947” an, verneinte
aber, ebenso wie das 5G, die Voraussetzungen für die
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Anrechnung der Zeit der Arbeitslosigkeit als Aus-

fallzeit nach 5 36 AVG (in der damaligen Fassung
vor dem Inkrafttreten des Rentenversicherungs—

Änderungsgesetzes —RVÄndG—vom 90 Juni 1965 —aF—)

und als Brsatzzeit nach & 28 Abs° 1 Nr° 1 AVG„

Um eine Ersatzzeit im Sinne von @ 28 Abs„ 1 Nr„ 1
AVG handele es sich deshalb nicht, weil die Ar—

beitslosigkeit sich nicht an die Kriegsgefangen—

schaft angeschlossen habe° Der Kläger sei bereits

Ende Juli 1945 aus der Kriegsgefangenschaft ent—
lassen worden und habe sodann Anfang August 1945

seine frühere Tätigkeit für die "Winterthur"-Ver—

sicherung wieder aufgenommen° Unabhängig davon,

ob er diese Tätigkeit nur einen Monat oder etwa

zwei Monate ausgeübt habe, und ob er, wie er be—

haupte, von vornherein damals mit einem Arbeits—

verbot durch die Militärregierung — das dann auch

ausgesprochen worden sei und zur Beendigung der

Tätigkeit geführt habe— habe rechnen müssen, seien

jedenfalls Kriegsgeiangehschaft und Arbeitslosig—

keit nicht unmittelbar aufeinander gefolgt° ns

fehle auch an dem in 5 28 Abs„ 1 Nr„ 1 AVG zwar
nicht ausdrücklich geforderten„ aber (ebenso wie

in @ 28 Abs° 1 Nr° 2 und 4 bis 6) gesetzlich ver—
muteten ursächlichen Zusammenhang zwischen kriegs—

gefangenschaft und Arbeitslosigkeit; daß der Kläger

die Tätigkeit bei der "Winterthur"—Versicherung

nach relativ kurzer Zeit wieder habe aufgeben müs—

sen, beruhe nicht mehr auf der vorausgegangenen
kriegsgefangenschaft, sondern ausschließlich auf
dem wegen der Zugehörigkeit des Klägers zur NSDAP

von der damaligen Besatzungsmacht ausgesprochenen

beschäftigungsverbot° In der Zeit vom 1° Oktober'

1945 bis zum 160 härz 1947 habe bei dem Kläger
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auch keine an die Kriegsgefangenschaft"ans3hließende"

Ärankheit bestanden; als solche komme nur eine mit

Arbeitsunfähigkeit verbundene Krankheit in Betracht;

aus dem ärztlichen Zeugnis vom 110 Juli 1946 ergebe

sich nicht9 daß der Kläger damals arbeitsunfähig

gewesen sei; jedenfalls hätte sich diese Krankheit

damals nicht an die Kriegsgefangenschaft angeschlossen°

Der Kläger sei auch nicht 1945 im Anschluß an die
Kriegsgefangenschaft arbeitsunfähig krank geweseno

Dies ergebe sich daraus, daß er nach der Rückkehr aus

der Gefangenschaft die Tätigkeit bei der ”Winterthur”

Versicherung aufgenommen und sich im Anschluß an diese

Tätigkeit dann als Arbeitsuchender beim ArbA gemeldet

haben Das LSG ließ die Revision zuo

Der Kläger legte frist— und formgerecht Revision ein?

er beantragte9

das Urteil des SG Stuttgart vom 200 Dezember

1965 sowie das Urteil des LSG Baden—Württemberg

vom 150 Dezember 1964 aufzuheben und die Be—

klagte zu verurteilen, an den Kläger eine höhere?

unter Berücksichtigung der Zeit vom 1„ Oktober
1945 bis 160 März 1947 als Ersatzzeit berechnete

Rente zu gewähren°

Zur Begründung trug er vor, das
LSG

habe gegen € 28
Abs„ 1 Nr„ 1 AVG verstoßen° Nach dem Urteil des

Bundessozialgerichts (BSG) vom 200 Juni 1962 (BSG 179

129) sei für die Verwirklichung der in $ 56 Abs„ 1
Nr„ 4 AVG gebrauchten Begriffe "im Anschluß" und

"anschließend" kein lückenloser zeitlicher Zusammen-

hang zu fordern? vielmehr genüge es, daß ein Ereignis

dem anderen innerhalb eines Zeitraumes von zwei Jahren

folge° Für den zeitlichen Zusammenharg zwiscnen Krieges
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gefangenschaft und Arbeitslosigkeit in 5 28 Abs° 1
Nr° 1 AVG müsse das gleiche gelteno Im vorliegenden

Fall sei auch der ursächliche Zusammenhang zu bejahen3;
der Kläger sei infolge des Kriegsdienstes und der nach—

folgenden Gefangenschaft zu körperlicher Arbeit nicht
in der Lage gewesen‚ eine von ihm angestrebte Büros

tätigkeit habe er wegen des Verbots der Militärre—

gierung nicht ausüben dürfeno Hieran ändere nichts,

daß er nach der Rückkehr aus der Kriegsgefangen—

schaft noch allenfalls zwei Monate tätig gewesen sei;

im übrigen habe er schon im Berufungsverfahren gel—

tend gemacht, daß seine Tätigkeit nur knapp vier

Wochen gedauert habe; falls es darauf ank'a'me9 habe das

LSG hierüber noch Ermittlungen anstellen müssen()

Die Beklagte beantragte"

die Revision zurückzuweisen°

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne

mündliche Verhandlung einverstanden (55 465, 455‘-
Abs„ 4‚ 424 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)o

II

Die Revision des Klägers ist zulässig (55 162Abs° 4
Nr° 4, 164 SGG)° Sie ist auch begründet in dem Sinne,
daß das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache zu

neuer Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen ist°

Streitig ist das Begehren des Klägers auf Anrechnung

der Zeit vom 40 Oktober 1945 bis zum 160 März 1947 als
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Ersatzzeito Soweit das LSG die Voraussetzungen für

die Anrechnung dieser Zeit als Ausfallzeit verneint

hat, hat der Kläger das Urteil nicht angegriffen, Nach

5 28 Abs, 4 Nr, 4 AVG (in der zur Zeit der Entscheidung

des LSG maßgebenden Fassung vor dem Inkrafttreten des

RVÄndGvom 90 Juni 4965 —aF—)werden als ersatzzeiten
ua angerechnet Zeiten der Kriegsgefangenschaft.

"und einer anschließenden Krankheit oder unverschul—

daten Arbeitslosigkeit" (sofern auch die Voraussetzun—

gen der Anrechenbarkeit nach @ 28 Abs, 2 AVG aF vorm
liegen, was hier nicht im Streit ist): Soweit das

LSG die Anrechenbarkeit dieser Zeit deshalb verneint

hat, weil bei dem Kläger damals keine "Krankheit"

bestanden habe, ist dies nicht zu beanstandeno Das

LSG ist zu Recht davon ausgegangen, daß Zeiten einer

an den Kriegsdienst oder die Kriegsgefangenschaft

anschließenden Krankheit jedenfalls dann keine Ersatz:

zeiten im Sinne von € 28 Abs° 4 Nr, 4 AVG (=5 4254
Abs° 4 Nr, 4 der Reichsversicherungsordnung —RVO«) sind,

wenn nicht infolge der Krankheit auch Arbeitsunfähig»

keit bestanden hat (vgl„ Urteil des SSG vom 26„ Oktober

4965, SozR Nr° 46 zu 3 4254 EVO); es hat festgestellt,
bei dem Kläger habe in der streitigen Zeit jedenfalls

keine mit Arbeitsunfähigkeit verbundene Krankheit be—=

standeno Diese Feststellung ist für das BSG bindend

{% 465 SGS); begründete Revisionsrügen hat der Kläger
nicht geltend gemacht, er hat keine Tatsachen und Be—

weismittel dafür vorgetragen, die das LSG zu einer

anderen Feststellung hätten veranlassen @@ggepi

Zu prüfen ist daher nur, ob die streitige Zeit deshalb

als Ersatzzeit anzurechnen ist, weil es sich um eine

an die Kriegsgefangenschaft "anschließende unverschulw

dete Arbeitslosigkeit" handelt„ Dabei können im vor«

„ 7 _
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liegenden Fall Zweifel hinsichtlich aller drei Merkd

male des gesetzlichen Tatbestandes bestehen, also

sowohl hinsichtlich der Frage, ob bei dem Kläger

— und gegebenenfalls wie lange — "Arbeitslosigkeit"

bestanden hat (a), ob es sich um eine an die Kriegs—
gefangenschaft "anschließende" Arbeitslosigkeit ge—

handelt hat (b) und ob die Arbeitslosigkeit "unver—

schuldet" gewesen ist (c)o

Zu a):
1 _

Grundsätzlich ist mit demLSGdavon auszugehen, daß
"Arbeitslosigkeit" im Sinne von @ 28 Abs° 1 Nr° 1
AVG hier nicht deshalb zu verneinen ist, weil der

.
Kläger — vor seiner Meldung beim ArbA als arbeit—

;uohend « viele Jahre selbständig tätig gewesen_

isto Dem LSG ist zunächst erkennbar insofern ein

Versehen unterlaufen, als es festgestellt hat, daß

der Klägersich "am10Oktober1942beimArbeitsamt
als irbeitsuchender meldete", so daß er damals

”20 Jahre lang, nämlich von 1927 an" nicht mehr

in einem Beschäfügungsverhältnis gestanden habe,

und soweit es zu dem Ergebnis gekommen ist, "daß

der Kläger vom 10 Oktober 1942 an „„°„„‚„o„„„„„i
auch arbeitslos war"; aus den weiteren Urteilsgrun—

den und aus der vom LSG verwerteten Bes;heinigung

des ArbA vom 80 August 1962 ergibt sich, daß das LSG
statt des Datums 10 Oktober 1947 das Datum 10 Oktober

1945 gemeint hat° Für das Urteil des LSG ist dieses

Versehen ohne Bedeutung° Das LSG hat zutreffend

dargelegt, daß für die Auslegung des Begriffs der

Arbeitslosigkeit in 5 28 Abso 1 Nr° 1 AVG — ebenso

wie ZcBoin 5 25 Abs„ 2 AVG= s 1248 Abs„ 2 BVG
(vgl° ua die Urteile des BSG vom 18„ Februar 1964?
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BSG 209 1909 192 ff und vom 500 Juni 1966, BSG 25‚

105 mit weiteren Hinweisen) — grundsätzlich von den
Vorschriften des Gesetzes über 'Arbeitsvermittlung

und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) auszugehen ist„

und es ist nicht zu beanstanden, wenn das 15G auf

Grund des von ihm festgestellten Sachverhalts ab

1° Oktober 1945 die Arbeitnehmereigenschaft des
Klägers im Sinne von % 75 AVAVG bejaht hatc Es hat

auch nicht verkannt9 daß zum Begriff der Arbeitslosig—

keit im Sinne von 5 28 Abs„ 1 Nr° ‚| AVGgrundsätzlich ‘

auch die in @ 76 AVAVG genannten Merkmale der “Ver—

fügbarkeit" für die Arbeitsvermittlung gehören9 es

hat festgestellt, der Kläger sei "ernstlich bereit"

gewesen, eine Beschäftigung zu den üblichen Bedingungen

des allgemeinen Arbeitsmarktes zu übernehmen (@ 76

Abs„ 1 Nr„ 1 AVAVG), und es hat offenbar auch keine

Zweifel an dem "Leistungsvermögen" (Abs„ 1 Nr° 2) gem
habt° Von den in Absatz 1 Nr° 5 genannten negativen Vor»

aussetzungen‚ auf die das LSG nicht eingegangen ist‚

ist jedenfalls eine Behinderung der Verfügbarkeit für

den allgemeinen Arbeitsmarkt durch "gesetzliche Be—

schäftigungsverbote" oder "behördliche Anordnungen"

auszuschließen; das durch die "Eragebogenaktion" der

amerikanischen Besatzungsmacht ausgelöste "Beschäftüm

gungsverbot" hat nicnt zu einem "generellen Arbeits—

verbot" für den Kläger geführt‚ sondern nur zu einem

Verbot der Ausübung bestimmter Beschäftigungen oder

Tätigkeiten, das die Verfügbarkeit für den "allgemeinen

Arbeitsmarkt" zwar eingeschränkt, aber nicht ausge—
schlossen hat°

Zu b):

Nicht zu folgen ist dem LSG jedoch darin, daß eine an
die Kriegsgefangenschaft "anschließende" Arbeitslosig—

__9__
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keit nicht bestanden habe, weil der Kläger unmittelbar

nach der Entlassung aus der Kriegsgefangenschaft noch

höchstens etwa zwei Monate seine frühere (selbständige)

Tätigkeit als Provisionsgeschäftsstellenleiter einer

Versicherung ausgeübt habe und erst ab 1° Oktober 1945

arbeitslos gewesen sei„ Wie in dem Urteil des BSG vom

20° Juni 1962 (SozR Nr° 5 zu % 1259 RVG = 5 56 AVG)

zu der Bedeutung der Worte "anschließend" und "im

Anschluß" in € 46 Abs° 1 Nr° 4 AVG (= 5 1259 Abso 1 Nr„ 4
BVD) dargelegt ist, verlangt das Gesetz nur einen zeit-

lichen Zusammenhango Der erkennende Senat hat in dem

Urteil vom 260 Oktober 1965 — 11 RA 70/64 « (insoweit

in SozR Nro 16 zu € 1251 RVO nicht veröffentlicht)

ausgeführt, daß dies auch für den Begriff der "anschließenw

den" Krankheit und, wie hinzufügen ist, der‘"anschließen—

den" unverschuldeten Arbeitslosigkeit im Sinne Von

5 28 Absc 1 Nr° 1 AVG giltt Zwar liegt der Grund für
die Einbeziehung der an diev■eigentliohen" Ersatzzeiten

in 5 28 Abs„ 1 Nr° 1 AVG (ebenso in Nr° 2, 4 bis 6) an—
schließenden Zeiten in dem vom Gesetz vermuteten ur—

sächlichen Zusammenhang (vgl„ Urteil des BSG vom 120

Februar 1966‘) SozR Nro 17 zu 5 1251 RVG = 5 28 AVG)‚

dieser ursächliche Zusammenhang wird aber, sofern der zeit—

liche Zusammenhang gegeben ist, unterstellt; es ist
deshalb unerheblich‚ ob die "anschließenden" Zeiten der

Krankheit und Arbeitslosigkeit im Einzelfall ursäch—
lich mit den "eigentlichen" ErSatzzeiten zusammenhängen

oder nicht; umgekehrt genügt ein ursächlicher Zusam—

mannang nicht, wenn es an dem im Gesetz geforderten

zeitlichen Zusammenhang fehlt (Urteil des Senats vom

260 Oktober 1965 - 11 RA 70/64 _ )„ Mit demWort
"anschließend" in € 28 Abs° 1 Nr° 1 AVG wird jedoch

auch nicht ein lückenloser zeitlicher Zusammenhang

geforderto Der zeitliche Zusammenhang zwischen z„B„

_/|o„_.
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der Gefangenschaft und dem weiteren Verlust von

Beitragszeiten dprch Krankheit und ebenso durch

unverschuldete Arbeitslosigkeit wird nicht schon
durch 3993 "zwischenzeitliche" Beschäftigung

@ Tätigkeit) unterbrochen; eine Beschäftigung

(fTätigkeit), die in einem Jerhältnismäßig kurzen

?eitabstand von der "eigentlichen" Ersatzzeit infolge
Krankheit wieder aufgegeben werden muß oder aus anderen

von dem Beschäftigten nicat verschuldeten Gründen

endet, steht der Annahme eines an die "eigentlichen"

Ersatzzeiten anschließenden Verluste von Beitrags-

zeiten und damit der Anrechnung der auf diese Be—

schäftigung"“-.*?(Tä'tigkeit) folgenden Zeit als; Ersatz-
zeit nach € 28 Abs„ 4 Nr" 1 AVG nicht entgegen (vglc

die Urteile des BSG vom 20, Juni 4962 —aaO „
und vom

26° Oktober 1965 — 11 RA 70/64 — )0 Im vorliegenden

Fall kann dahingestellt bleiben, wie lange der Zeitraum

zwischen dem Ende der "eigentlichen" Ersatazeit und

dem Beginn der — nach einer zwischenzeitlichen Be—

schäftigung '(Tätigkeit) — folgenden Krankheit oder
Arbeitslosigkeit sein darf, um noch die annahme einer

"anschließenden” Krankheit oder lrbeitslosigkeit zu-
zulassen (die Ausführungen.hierarim■enUräilvau2oc.Juni

1962 zu S 56 Abs, 1 Nr() 4 AVG aE können nach der Aufr
fassung des Senats nicht für 5 28 Abs, 4 Nr„ 1 AVG
übernommen werdenn)o Jedenfalls wird der zeitliche

Zusammenhang nicht schon durch eine Beschäftigung
{Iätigkeit}, die wie im vorliegenden Fall unmittelbar

nach der Entlassung aus der Gefangenschaft aufge-

nommen, aber schon nach höchstens zwei Monaten wieder

beendet worden ist, :xxx:1Unterbrocheno Hierfür spricht

gerade auch der Umstand, daß die Einbeziehung der

"anschließenden" Zeiten in den Ersatzzeitentatbestand

auf dem in der gesetzlichen Regelung unterstellten
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„ qq _
und deshalb nicht zu prüfenden ursächlichen Zusammen—

hang beruht° Auch wenn zunächst zoB„ nach der Beendigung

des Kriegsdienstesii der Gefangensdhaft, der Flucht‚ der

Internierung oder Verschleppung, der Freiheitsentziehung‚

des Gewahrsams — also eines der in 5 28 Abs,„4 AVG ge-
nannten Ersatzzeitentatbestände — eine Peschäftigung oder

Tätigkeit wieder aufgenommen, nach nur kurzer Zeit aber

durch Krankheit oder andere, von dem Versicherten nicht ver—
schuldete Umstände wieder beendet wird, entspricht es der

gesetzlichen Vermutung, daß die Zeiten der anschließenden

Krankheit und Arbeitslosigkeit in der Regel » noch — mit

den vorausgegangxmn”eigentlichen" Ersatzieitentatbeständen

.
zusammenhängen, weil der Ersatzzeitentatbestand noch fort—

l‘sewirkt und die wirkliche "Wiedereingliederung in das

'irbeitsleben" - abgesehen von einer kurzen Zwischenbe—

sciäftigung — vereitelt hat 0

Zu c):
„

Auf das weitere Tatbestandsmerkmal der "unverschuldeten"

Arbeitslosigkeit ist das LSG nicht eingegangeno "Unver—j

schuldet" ist die Arbeitslosigkeit dann, wenn der Ver—

sicherte sich fortlaufend um Arbeit bemüht, vor allem sich

- beim ArbA fortlaufend ordnungsgemäß als arbeitsuchend

gemeldet hat, vom ArbA jedoch bescheinigt wird, daß ihm

Arbeit nicht habe vermittelt werden können‚ und wenn keine

Umstände festzustellen sind‚ die die Verhängung einer

Sperrfrist im Sinne der 5578 ff AVAVGreChtfertigen würden
{ebenso Jantz—Zweng, Das neue Recht der Rentenversicherung

der Arbeiter und Angestellten‚ Anm.ll, 4 zu % 1251 EVO;

1Verbandskomm„ Anm° 15 zu S 1254 RVG)° Feststellungen
hierzu enthält das Urteil des LSG nicht„

Da das LSG sonach Zu Unrecht eine an die Kriegsgefangen—

schaft "anschließende" Arbeitslosigkeit verneint hat und

auch nicht geklärt ist, ob die Arbeitslosigkeit "unver—
sd@uldet" gewesen ist, ist auf die Revision des Klägers
das Urteil des LSG aufzuhehen und die Sache zur neuen
Entscheidung an das LSG zurückzuverweisena Das LSG wird

„ qg _
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_ 42 „
..

möglicherweise auch noch zu
brüren

haben? ob während der

gegangen streitigen Zeit? also vom 4„ Oktober 4945 bis

zum 46° März 1947, bei dem Kläger — unverschuldete — Ar—

beitslosigkeit bestanden hat„ Dies kann hier deshalb zweifel—

haft sein, weil nach der vom LSG erwähnten Bescheinigung

des ArbA vom 8„ August 4962 der Kläger vom in März bis zum

9„ August 4946 als Hilfsarbeiter beschäftigt gewesen ist und

nach der Zustimmungserklärung des ArbA vom 44„ august 1946

das Arbeitsverhältnis beim Städüschen Tiefbauamt gekündigt

hat° Sollte der Kläger in der Zeit ab 1° März 1946 in

einem Arbeitsverhältnis gestanden haben und anschließend

wieder arbeitslos geworden sein, so wäre zu prüfen, ob diese

spätere Zeit der Arbeitslosigkeit noch eine an die Gefangen—

schaft "anschließende" und eine unverschuldete Arbeitslo—

sigkeit gewesen ist (vgl() Urteil des BSG vom 420 Februar

4966, SozR Nro 17 zu 5 1251 RVG = 5 28 AVG)„

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehaltenn
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